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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zum diesjähri- 
gen Weltgesundheitstag 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Besold, Wagner 
und Genossen 
— Drucksache V/4024 — 


Namens der Bundesregierung wird die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung im Sinne der 
Parole des diesjährigen Weltgesundheitstages „Gesundheit ■ — 
Arbeit — Produktivität" zu ergreifen, um die im Arbeitsprozeß 
stehenden Bevölkerungskreise zur vermehrten Gesundheitsvor- 
sorge anzuhalten und damit ihre volle Leistungsfähigkeit im In- 
teresse der Allgemeinheit besser zu erhalten? Sieht die Bundes- 
regierung Möglichkeiten, die Zahl von jährlich 200 000 Men- 
schen, die vor Erreichung der Altersgrenze aus dem Erwerbs- 
leben vorzeitig ausscheiden, allmählich zu vermindern? 


Grundsätzlich zielt die Gesundheitsvorsorge auf die Erhaltung 
der Gesundheit aller Bürger unseres Staates ab. Gesundheits- 
vorsorge setzt vor allem bei den Krankheiten an, deren Früh- 
erkennung möglich ist und deren frühzeitige Behandlung einen 
Gewinn an erfüllten Lebensjahren erwarten läßt. Die Bundes- 
regierung sieht es daher als notwendig an, Modelle für die 
Gesundheitsvorsorge zu entwickeln und die Voraussetzungen 
für eine möglichst breite Anwendung der Ergebnisse dieser Art 
zu schaffen. Als erster und vordringlicher Schritt wurde beim 
Bundesgesundheitsamt eine wissenschaftliche Abteilung zur 
Erforschung von Umweltschäden und Zivilisationskrankheiten 
errichtet. Die Forschungsabteilung wird Gesundheitszustand 
und Krankheitshäufigkeit in der Bevölkerung beobachten und 
die Beziehungen zwischen Gesundheit und Krankheit einerseits, 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen andererseits analy- 
sieren. Die Hauptaufgabe wird dabei die Entwicklung von Ver- 
fahren zur Verhütung von Gesundheitsschäden und zur Früh- 
erkennung von Krankheiten sein. 
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Da heute an Stelle der Infektionskrankheiten vorwiegend zivi- 
lisationsbedingte Krankheiten (wie z. B. Herz- und Kreislauf- 
krankheiten, Krebs, Zuckerkrankheiten und Leberkrankheiten) 
eine bedeutende Rolle spielen, wird sich die Bundesregierung 
gemeinsam mit den Ländern bemühen, Gesundheitsvorsorge 
und Gesundheitsschutz zu verbessern. 

Ganz besonders dringlich ist eine Verbesserung der personel- 
len und methodischen Voraussetzungen der Krebsfrüherken- 
nung. Eine weitere dringliche Aufgabe ist es, die Verantwor- 
tung des einzelnen für seine Gesundheit und die Gesundheit 
anderer zu stärken. Dies gilt für die Schwangerschaft wie auch 
für alle Lebensabschnitte von der Kindheit bis hin zu den immer 
mehr an Bedeutung gewinnenden Jahren jenseits der Pen- 
sionsgrenze. Besonders sind Maßnahmen der Gesundheitsvor- 
sorge und -erziehung im Säuglings-, Kinder- und Schulalter für 
nichtbehinderte, kranke und behinderte Kinder (z. B. die Ver- 
meidung von Haltungsschäden und -fehlem) hervorzuheben. 

Die Bundeszentrale für gesundheitheitliche Aufklärung in Köln- 
Merheim — eine nachgeordnete Behörde des Bundesministers 
für Gesundheitswesen — ist bemüht, mit Hilfe von Information, 
Aufklärung und Erziehung das Gesundheitswissen des einzel- 
nen zu verbessern und die gesundheitlichen Verhaltungsweisen 
günstig zu beeinflussen. 

Ähnliche Ziele verfolgt auch die Förderung und Unterstützung 
von Vereinigungen auf Bundesebene, deren Arbeit der Be- 
kämpfung von Volkskrankheiten dient. Hier sind vor allem 
folgende Organisationen zu nennen: 

1. Bundesvereinigung für Gesundheitserziehung e. V. (früher 
Bundesausschuß für gesundheitliche Volksbelehrung) 

Auf dem Gebiet der Gesundheitserziehung hat diese Ver- 
einigung die Aufgabe, als Spitzenorganisation der freien 
Initiative im Bundesgebiet die Zusammenarbeit zwischen 
Einzelpersonen, privaten Organisationen des In- und Aus- 
landes zu pflegen, zu fördern und ihre Tätigkeit zu koordi- 
nieren. 

2. Deutsche Zentrale für Volksgesundheitspflege e. V. 

Sie hat die Aufgabe, durch Koordinierung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse der Medizin, der Hygiene und der Soziologie 
gesundheitspolitische Grundsätze und praktische Anregun- 
gen zur Förderung der Volksgesundheitspflege zu erarbei- 
ten. 

3. Deutscher Zentralausschuß für Krebsbekämpfung und Krebs- 
forschung e. V. 

Der Ausschuß betreibt, fördert und unterstützt die wissen- 
schaftliche Krebsforschung und die Aufklärungsarbeit bei 
der Bevölkerung über die Krebskrankheit; er fördert Maß- 
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nahmen zur Früherkennung der Krankheit, setzt sich ein für 
den Ausbau der öffentlichen und privaten Fürsorge für 
Krebskranke und berät in Fragen der Krebsforschung und 
Krebsbekämpfung, 

4. Deutsches Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberku- 
lose e. V. 

Aufgabe des Zentralkomitees ist es, die für die Bekämpfung 
der Tuberkulose als Volkskrankheit geeigneten Maßnahmen 
anzuregen und zu fördern. 

5. Deutsche Hauptstelle gegen Suchtgefahren 

Das Aufgabengebiet der Deutschen Hauptstelle gegen Sucht- 
gefahren und das der ihr angeschlossenen Organisationen 
umfaßt die Suchtkrankenfürsorge, Betreuung und Beratung 
Alkoholkranker, alkohol- und tabakfreie Jugenderziehung, 
Aufklärungsarbeit in Betrieben über Alkohol- und Tabak- 
gefahren im Berufsleben, Aufnahme und Aufrechterhaltung 
von Verbindungen mit internationalen Organisationen und 
wissenschaftlichen Instituten, 

Die spezielle Vorsorge gegen berufsbedingte gesundheitliche 
Schäden ist Aufgabe der Arbeitsmedizin, Ein wesentlicher Be- 
standteil ärztlicher Tätigkeit auf diesem Gebiet ist die ständige 
Aufklärung der Arbeitnehmer über die Gesundheitsgefahren 
am Arbeitsplatz und die Erziehung zu gesundheitsgerechtem 
Verhalten auch in der arbeitsfreien Zeit. Die Träger der gesetz- 
lichen Unfallversicherung und das Bundesinstitut für Arbeits- 
schutz sind gleichfalls ständig bemüht, die berufstätige Bevöl- 
kerung zu vermehrter Gesundheitsvorsorge anzuhalten. 

Die Bemühungen, die arbeitsmedizinische Betreuung weiter zu 
intensivieren, findet u. a. auch im Ausbau der Forschung und 
Lehre auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin einen sichtbaren 
Ausdruck. Bisher konnten bereits 9 ordentliche und 3 außer- 
ordentliche Lehrstühle für Arbeitsmedizin eingerichtet und aus- 
serdem 19 Lehraufträge erteilt werden. Es wird auch angestrebt, 
die Arbeits- und Sozialmedizin — ihrer Bedeutung für die Ge- 
sundheitsfürsorge gemäß — bei der Neuordnung der ärztlichen 
Ausbildung stärker zu berücksichtigen. 

Die Bundesregierung betrachtet es als eine vor allem sozial- 
und gesundheitspolitisch erstrangige Aufgabe, die Zahl der vor 
Erreichung der Altersgrenze wegen Krankheit vorzeitig aus 
dem Erwerbsleben ausscheidenden Menschen zu vermindern. 
Diesem Ziel dient u. a. der weitere Ausbau der arbeitsmedizi- 
nischen Vorsorge, z. B. durch vermehrte werksärztliche Betreu- 
ung, durch Reformen in den Verordnungen über gesundheits- 
gefährdende Arbeiten sowie durch ärztliche Eignungsunter- 
suchungen, wie sie der Entwurf des Arbeitsförderungsgesetzes 
vorsehen. 
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Bei den Bestrebungen, die Zahl der Frühinvaliden entschei- 
dend zu mindern, kommen den verschiedenen Maßnahmen der 
Rehabilitation eine besondere Bedeutung zu. Rehabilitation 
bedeutet Hilfe für Menschen, die körperlich, geistig oder see- 
lisch behindert sind und ihre Behinderung oder deren Folgen 
aus eigener Kraft nicht überwinden können. Die Rehabilitation 
soll es diesen Menschen ermöglichen, ihre noch vorhandenen 
Fähigkeiten und Kräfte zu entfalten, am Erwerbsleben teilzu- 
nehmen oder wieder teilzunehmen und einen angemessenen 
Platz in der Gemeinschaft zu finden. Eine erfolgreiche Rehabi- 
litation setzt voraus, daß die für die verschiedenen Maßnahmen 
erforderlichen Einrichtungen zur Verfügung stehen. Die Bun- 
desregierung hat bisher schon finanzielle Hilfe zur Schaffung 
von Rehabilitationseinrichtungen gewährt, und zwar sowohl 
von Einrichtungen im medizinischen als auch im beruflichen 
Bereich der Rehabilitation. Die Haushaltsmittel des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung zur Förderung von Ein- 
richtungen der beruflichen Rehabilitation sind für das laufende 
Haushaltsjahr auf 10 Millionen DM erhöht worden. Durch die 
Schaffung neuartiger Rehabilitationszentren im Vorfeld der 
beruflichen Rehabilitation soll ein nahtloser Übergang von der 
medizinischen Behandlung im Krankenhaus zur beruflichen 
Ausbildung oder Umschulung in einem Berufsförderungswerk 
sichergestellt werden. Es handelt sich hierbei um Spezialein- 
richtungen, die jeweils auf bestimmte Krankheits- oder Behin- 
derungsarten abgestellt sind. Noch während der medizinischen 
Behandlung sollen die Rehabilitanden möglichst frühzeitig 
durch geeignete Maßnahmen der Beschäftigungs- und Arbeits- 
therapie, durch Belastungstests, Berufsfindung, Arbeitserpro- 
bung und Fortbildung auf die Rückkehr auf den alten Arbeits- 
platz oder auf eine Umschulung für einen anderen Beruf vor- 
bereitet werden. Von besonderer Bedeutung sind diejenigen 
Krankheitsgruppen, die bei den Ursachen der Frühinvalidität 
mit an der Spitze stehen, insbesondere die Herz- und Kreislauf- 
erkrankungen, die Erkrankungen des rheumatischen Formen- 
kreises, Schädel- und Hirnverletzungen, Querschnittslähmun- 
gen. Noch in diesem Jahr soll in Bad Krozingen mit dem Bau 
eines derartigen Rehabilitationszentrum für Herz- und Kreis- 
lauferkrankungen begonnen werden; Modellzentren für andere 
Krankheitsgruppen sind in der Planung. 


2. Welche Maßnahmen werden insbesondere ergriffen, um den 
Staublungenerkrankungen im Bergbau vorzubeugen, für die zur 
Zeit noch jährlich 300 Millionen DM an Entschädigungen auf- 
gebracht werden? 

Die Zahl der erstmals entschädigten Fälle von Quarzstaublun- 
generkrankung (Silikose) ist in den letzten Jahren erheblich 
zurückgegangen, in der Zeit von 1962 bis 1968 um mehr als ein 
Drittel. Diese Enwicklung ist im wesentlichen ein Erfolg ziel- 
bewußt durchgeführter Ledinischer und medizinischer Maßnah- 
men auf Grund von gesetzlichen Vorschriften und von Unfall- 
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verhütungsvorschritten der Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung. Zur Zeit wird die Erprobung eines neuen medizini- 
schen Verfahrens zur Verhütung der Silikose bei Bergleuten 
vorbereitet. Hierbei arbeiten Wissenschaft, Praxis und Verwal- 
tung in engstem Einvernehmen. 


v3. ln welcher Weise kann den Bestimmungen des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes gröI5erer Nachdruck verliehen werden, um Ju- 
gendliche aut ihre gesundheitliche Tauglichkeit für die ihnen 
zugewiesenen Arbeitsplätze zu überprüfen? 


Nach § 45 Abs. 1 des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 9. Au- 
guts 1960 (BGBl. I S. 665) darf mit der Beschäftigung eines Ju- 
gendlichen erst begonnen werden, wenn dieser innerhalb der 
letzten 12 Monate von einem Arzt untersucht worden ist und 
eine von diesem Arzt ausgestellte Bescheinigung über die Un- 
tersuchung dem Arbeitgeber vorliegt. Nach § 45 Abs. 2 des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes hat sich der Arbeitgeber vor Ab- 
lauf des ersten Beschäftigungsjahres eine ärztliche Bescheini- 
gung darüber vorlegen zu lassen, daß der Jugendliche nach- 
untersucht worden ist. Durch das Dritte Gesetz zur Änderung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 29. Juli 1966 (BGBl. I 
S. 455) ist diese Vorschrift dahin ergänzt worden, daß der Ju- 
gendliche nicht weiterbeschäftigt v/erden darf, wenn er die ärzt- 
liche Bescheinigung nicht binnen zv/eier Monate nach Ablauf 
des ersten Beschäftigungsjahres vorlegt. Aus den Jahresberich- 
ten der Länder geht hervor, daß sich diese ärztlichen Unter- 
suchungen bewährt haben. Zahlreiche Jugendliche konnten so 
von Tätigkeiten ferngehalten werden, durch deren Ausübung 
ihre Gesundheit gefährdet worden wäre. 

Nähere Bestimmungen enthält die Verordnung über die ärzt- 
lichen Untersuchungen nach dem Jugendarbeitsschutzgestz vom 
2. Oktober 1961 (BGBl. I S. 1789), die durch die Änderungsver- 
ordnung vom 5. September 1968 (BGBl. IS. 1013) den inzwischen 
gewonnenen neuen Erkenntnissen und Erfahrungen angepaßt 
wurde. Die Änderungen verbessern den Untersuchungsgang; 
außerdem sind die vom Arzt auszufüllenden Untersuchungs- 
bogen so umgestaltet worden, daß eine maschinelle Auswer- 
tung möglich ist. Die statistische Auswertung soll einen Über- 
blick über die Ergebnisse der ärztlichen Untersuchungen und 
damit über den Gesundheitszustand der jugendlichen Arbeit- 
nehmer geben. Die Auswertung der Untersuchungsbogen durch 
die Länder, denen die Durchführung des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes obliegt, wird zeigen, ob Anlaß besteht, die ärztlichen 
Untersuchungen Jugendlicher, die eine Arbeit aufnehmen wol- 
len oder die bereits in einem Arbeitsverhältnis stehen, künftig 
noch weiter auszubauen. 


4. In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung dem Arbeits- 
kreis „Öffentlichkeitsarbeit" der im Unfallverhütungsbericht der 
Bundesregierung genannten „Arbeitsgemeinschaft für Arbeits- 
sicherheit" zu unterstützen, damit die im Erwerbsleben stehende 
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Bevölkerung die 131 cirbeitsfreien Tage des Jahres 1969 (berech- 
net bei einem Mindesturlaub von 21 Tagen) auch zur Gesund- 
heitsvorsorge benutzt, der Krankenstand abgebaut und einige 
Voraussetzungen erfüllt werden, um die hohe Zahl von 2,8 Mil- 
lionen gemeldeten Arbeitsunfallen (Jahr 1966) zu senken? 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Arbeitssicherheit hat be- 
triebliche Sicherheitsprogramme, die ganzjährig gelten, für 
große, mittlere und kleine Betriebe ausgearbeitet und bei der 
Vorbereitung der vom Hauptverband der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften wiederholt in verschiedenen Bundesländern 
durchgeführten „Aktion gegen den Unfall" mitgewirkt {die 
nächste Aktion dieser Art wird 1970 in Nordrhein-Westfalen 
durchgeführt),- hierbei fallen auch dem Arbeitskreis „Öffent- 
lichkeitsarbeit" Planungs- und Koordinierungsaufgaben zu. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung ist in der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Arbeitssicherheit vertreten und 
wirkt bei deren V^orhaben mit. 

Die Bundesregierung hält gerade auf dem Gebiet der Unfall- 
verhütung jede Öffentlichkeitsarbeit für außerordentlich nütz- 
lich. Sie unterstützt daher auch die Bestrebungen des Arbeits- 
kreises „Öffentlichkeitsarbeit" der Bundesarbeitsgemeinschaft 
für Arbeitssicherheit im Rahmen ihrer Möglichkeiten. 


5. Kann die Bundesregierung auf die Gesundheitsbehörden der 
Länder ein wirken, um von den 1403 Betrieben mit ständiger 
M^erksärztlicher Betreuung Erfahrungsberichte über Ergebnisse 
und Erfolge bei Maßnahmen im Dienste der Gesundheitsvor- 
sorge zu erhalten, um ein zuverlässiges Bild über die Gesund- 
heit der im Erwerbsleben stehenden Bevölkerung zu erhalten 
und dabei z. B. feststellen zu lassen, in wie vielen Betrieben das 
Seh- und Hörvermögen der Beschäftigten einem einfachen Test 
unterworfen wurde, um Fehlsichtigen und Hörbehinderten zur 
heute durchaus möglichen Rehabilitation zu verhelfen und damit 
Wege- und Betriebsunfälle sowie Fehlern in der Produktion 
vorzubeugen, was auf Grund der Reilienuntersuchiingcn der 
Professoren Schmidtke und Schober (München), veröffentlicht 
im Gentner-Verlag, Stuttgart, „Sehanforderungen bei der Ar- 
beit" als dringend geboten erscheint? 


Nach ergänzenden Richtlinien zu der Vereinbarung zwischen 
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund und dem Verband Deut- 
scher Werksärzte aus dem Jahre 1953 soll der Werksarzt unter 
Wahrung der ärztlichen Schweigepflicht mindestens einmal im 
Jahr der Betriebsleitung einen Tätigkeitsbericht vorlegen. Eine 
Verpflichtung, diese Berichte den für den medizinischen Ar- 
beitsschutz zuständigen Stellen der Länder zuzuleiten, besteht 
allerdings nicht. Nach einer Auskunft des Verbandes Deutscher 
Werksärzte werden jedoch in den werksärztlich betreuten Be- 
trieben generell einfache und bei spezielleren Arbeitsanforde- 
rungen auch eingehende Prüfungen des Seh- und Hörvermögens 
durchgeführt und die Untersuchten, falls es der Befund erfor- 
dert, angehalten, sich in fachärztliche Behandlung zu begeben. 
Ein Beispiel dafür gibt ein Großunternehmen der chemischen 
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Industrie, das gegenwärtig seine 47 000 Beschäftigten auf ihr 
Sehvermögen, ihren Farbsinn sowie auf die Anzeichen des „grü- 
nen Stars" kostenlos untersuchen läßt. 

Um einen Überblick über Umfang und Ergebnisse von Seh- und 
Hörtests in werksärztlich betreuten Betrieben zu erhalten, wird 
sich der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung in Kürze 
an die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
sowie an den Verband Deutscher Werksärzte wenden. Auf 
Grund der erhaltenen Auskünfte wird geprüft werden, ob und 
in welcher Weise die arbeitende Bevölkerung verstärkt auf die 
Bedeutung eines ausreichenden Seh- und Hörvermögens für die 
Arbeitssicherheit hingewiesen werden kann. In diesem Zusam- 
menhang wird an die Aufklärungskampagne „Monat des richti- 
gen Sehens ' erinntiit, die im Oktober 1968 in der gesamten 
Bundesrepublik Deutschland durchgeführt wurde und die unter 
der Schirmherrschaft des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung stand. 

Darüber hinaus sollen der weitere Ausbau der arbeitsmedizi- 
nischen Vorsorge, wie er in der Antwort auf die Frage 1 ange- 
deutet wurde, sowie die Untersuchungen nach der neuen Unter- 
suchungsverordnung zum Jugendarbeitsschutzgesetz dazu bei- 
tragen, Fehlsichtigen oder Hörbehinderten zu weitestmöglicher 
Rehabilitation zu verhelfen und damit zugleich Arbeits- und 
Wegeunfällen vorzubeugen. 


Hans Katzer 



